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336. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 29. Juni 1982 betreffend die Ratifikation
des Übereinkommens über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende

Recht durch die Niederlande

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswär-
tige Angelegenheiten der Niederlande haben die
Niederlande am 2. Juni 1982 ihre Ratifikationsur-
kunde zum Übereinkommen über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht
(BGBl. Nr. 295/1963, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 76/1979) für das
Königreich in Europa hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 15
für die Niederlande am 1. August 1982 in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
urkunde haben die Niederlande den in Art. 10 des
Übereinkommens vorgesehenen Vorbehalt erklärt.

Kreisky

337. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 29. Juni 1982 betreffend den Beitritt
Luxemburgs zum Europäischen Übereinkom-
men über die Internationale Handelsschiedsge-

richtsbarkeit

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Luxemburg am 26. März 1982
seine Beitrittsurkunde zum Europäischen Überein-
kommen über die Internationale Handelsschiedsge-
richtsbarkeit (BGBl. Nr. 107/1964, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 60/1976)
hinterlegt.

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. X
Abs. 8 für Luxemburg am 24. Juni 1982 in Kraft
getreten.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Beitrittsur-
kunde hat Luxemburg nachstehende Erklärung
abgegeben:

Sofern nicht anderes eigens in der Schiedsver-
einbarung vorgesehen ist, werden die Präsidenten
der örtlichen Gerichte die nach Art. IV des Über-
einkommens den Präsidenten der Handelskammern
zukommenden Aufgaben übernehmen. Die Präsi-
denten werden die Streitigkeiten in nicht öffentli-
chen Sitzungen verhandeln.

Kreisky

338. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 29. Juni 1982 betreffend die Ratifikation
der Vereinbarung über die Anwendung des
Europäischen Übereinkommens über die Inter-
nationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit durch

Luxemburg

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Luxemburg am 1. April 1982 seine Rati-
fikationsurkunde zur Vereinbarung über die
Anwendung des Europäischen Übereinkommens
über die Internationale Handelsschiedsgerichtsbar-
keit (BGBl. Nr. 19/1965, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 324/1976) hinterlegt.

Die Vereinbarung ist gemäß ihrem Art. 4 für
Luxemburg am 24. Juni 1982 in Kraft getreten.

Kreisky
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339. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 29. Juni 1982 betreffend die Ratifikation
des Europäischen Übereinkommens über die
Rechtsstellung der unehelichen Kinder durch

Luxemburg

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Luxemburg am 1. April 1982 seine Rati-
fikationsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über die Rechtsstellung der unehelichen Kin-
der (BGBl. Nr. 313/1980, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 261/1982) hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 11
Abs. 3 für Luxemburg am 2. Juli 1982 in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikations-
urkunde hat Luxemburg nachstehende Vorbehalte
erklärt:

Gemäß Art. 14 Abs. 1 behält sich die luxemburgi-
sche Regierung die Anwendung des Art. 2 des
Übereinkommens in der Weise vor, daß sich die
mütterliche Abstammung automatisch nur dann
ergibt, wenn der Name der Mutter in der Geburts-
urkunde des Kindes angeführt wird. Unbenommen
bleibt allerdings die Möglichkeit, die mütterliche
Abstammung gerichtlich auf Grund einer Klage auf
Feststellung der mütterlichen Abstammung nachzu-

weisen, wenn mit allen Mitteln des Rechtes bewie-
sen wird, daß das Kind dasjenige ist, das die angeb-
liche Mutter geboren hat.

Gemäß demselben Artikel behält sich die luxem-
burgische Regierung vor,

a) Art. 3 des Übereinkommens für den im
Art. 334-7 des Zivilgesetzbuches vorgesehe-
nen Fall nicht anzuwenden, nach dem „falls
zwischen dem Vater und der Mutter des
unehelichen Kindes eines der in den Art. 161
und 162 vorgesehenen Ehehindernisse der
Verwandtschaft besteht und die Abstammung
von dem einen Elternteil bereits festgestellt
ist, die Feststellung der Abstammung von
dem anderen Elternteil untersagt ist";

b) Art. 4 des Übereinkommens für den im
Art. 335 Abs. 2 des Zivilgesetzbuches vorge-
sehenen Fall nicht anzuwenden, nach dem
„falls das Kind auf Grund eines an der Mut-
ter begangenen Gewaltaktes empfangen wor-
den ist, die Anerkennung der Zustimmung
der Mutter bedarf. In diesem Fall ist die ohne
Zustimmung der Mutter durchgeführte Aner-
kennung der Vaterschaft wirkungslos und
auf Antrag der Mutter oder der Staatsanwalt-
schaft für nichtig zu erklären."

Kreisky

340.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.
(Übersetzung)

A B K O M M E N V O N
N I Z Z A

über die Internationale
Klassifikation von Waren und

Dienstleistungen für die
Eintragung von Marken vom
15. Juni 1957*) revidiert in

Stockhohn am 14. Juli 1967 ••)
und in Genf am 13. Mai 1977

Artikel 1

Bildung eines besonderen
Verbandes; Annahme einer

internationalen Klassifikation;
Begriffsbestimmung und

Sprachen der Klassifikation

(1) Die Länder, auf die dieses
Abkommen Anwendung findet,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 388/1969
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 401/1973



143. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1982 — Nr. 340 1767

bilden einen besonderen Verband
und nehmen eine gemeinsame
Klassifikation von Waren und
Dienstleistungen für die Eintra-
gung von Marken (im folgenden
als „die Klassifikation" bezeich-
net) an.

(2) Die Klassifikation besteht
aus

i) einer Klasseneinteilung,
gegebenenfalls mit
erläuternden Anmer-
kungen;

ii) einer alphabetischen
Liste der Waren und
Dienstleistungen (im
folgenden als „alphabe-
tische Liste" bezeich-
net) mit Angabe der
Klasse, in welche die
einzelne Ware oder
Dienstleistung einge-
ordnet ist.

(3) Die Klassifikation umfaßt

i) die Klassifikation, die
1971 von dem im Über-
einkommen zur Errich-
tung der Weltorganisa-
tion für geistiges Eigen-
tum vorgesehenen
Internationalen Büro
für geistiges Eigentum
(im folgenden als
„Internationales Büro"
bezeichnet) veröffent-
licht wurde, wobei
jedoch davon auszuge-
hen ist, daß die der
Klasseneinteilung in
dieser Veröffentlichung
beigefügten erläutern-
den Anmerkungen so
lange als vorläufig und
als Empfehlungen anzu-
sehen sind, bis erläu-
ternde Anmerkungen
zur Klasseneinteilung
von dem in Artikel 3
erwähnten Sachverstän-
digenausschuß erstellt
werden;

ii) die Änderungen und
Ergänzungen, die nach
Artikel 4 Absatz 1 des
Abkommens von Nizza
vom 15. Juni 1957 und
der Stockholmer Fas-
sung dieses Abkom-
mens vom 14. Juli 1967
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vor Inkrafttreten der
gegenwärtigen Fassung
in Kraft getreten sind;

iii) alle nach Artikel 3 die-
ser Fassung des Abkom-
mens erfolgenden
Abänderungen, die
nach Artikel 4 Absatz 1
dieser Fassung in Kraft
treten.

(4) Die Klassifikation ist in
englischer und in französischer
Sprache abgefaßt, wobei beide
Texte gleichermaßen authentisch
sind.

(5) a) Die in Absatz 3 Ziffer i
bezeichnete Klassifikation mit
den in Absatz 3 Ziffer ii bezeich-
neten Änderungen und Ergän-
zungen, die vor dem Zeitpunkt,
zu dem diese Fassung des
Abkommens zur Unterzeichnung
aufgelegt wird, in Kraft getreten
sind, ist in einer beim Generaldi-
rektor der Weltorganisation für
geistiges Eigentum (im folgenden
als „Generaldirektor" und als
„Organisation" bezeichnet) hin-
terlegten Urschrift in französi-
scher Sprache enthalten. Die in
Absatz 3 Ziffer ii bezeichneten
Änderungen und Ergänzungen,
die nach dem Zeitpunkt, zu dem
diese Fassung des Abkommens
zur Unterzeichnung aufgelegt
wird, in Kraft treten, werden
ebenfalls in einer Urschrift in
französischer Sprache beim
Generaldirektor hinterlegt.

b) Der englische Wortlaut der
in Buchstabe a bezeichneten
Texte wird von dem in Artikel 3
bezeichneten Sachverständigen-
ausschuß unverzüglich nach
Inkrafttreten dieser Fassung des
Abkommens erstellt. Seine
Urschrift wird beim Generaldi-
rektor hinterlegt.

c) Die in Absatz 3 Ziffer iii
bezeichneten Abänderungen wer-
den in einer Urschrift in engli-
scher und französischer Sprache
beim Generaldirektor hinterlegt.

(6) Amtliche Texte der Klassifi-
kation werden vom Generaldirek-
tor nach Beratung mit den betei-
ligten Regierungen entweder auf
Grund einer von diesen Regie-
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rangen vorgeschlagenen Überset-
zung oder unter Zuhilfenahme
anderer Mittel, die keine finan-
ziellen Auswirkungen auf den
Haushalt des besonderen Verban-
des oder auf die Organisation
haben, in arabischer, deutscher,
italienischer, portugiesischer, rus-
sischer und spanischer Sprache
sowie in anderen Sprachen
erstellt, welche die in Artikel 5
genannte Versammlung bestim-
men kann.

(7) Die alphabetische Liste gibt
bei jeder Waren- oder Dienstlei-
stungsbezeichnung eine der Spra-
che, in der sie abgefaßt ist, ent-
sprechende Ordnungsnummer an
sowie

i) bei der in englischer
Sprache abgefaßten
alphabetischen Liste die
Ordnungsnummer, die
dieselbe Bezeichnung in
der in französischer
Sprache abgefaßten
alphabetischen Liste
hat, und umgekehrt;

ii) bei einer nach Absatz 6
abgefaßten alphabeti-
schen Liste die Ord-
nungsnummer, die die-
selbe Bezeichnung in
der in englischer Spra-
che abgefaßten alpha-
betischen Liste oder in
der in französischer
Sprache abgefaßten
alphabetischen Liste
hat.

Artikel 2

Rechtliche Bedeutung und
Anwendung der Klassifikation

(1) Vorbehaltlich der sich aus
diesem Abkommen ergebenden
Verpflichtungen hat die Klassifi-
kation die Wirkung, die ihr jedes
Land des besonderen Verbandes
beilegt. Insbesondere bindet die
Klassifikation die Länder des
besonderen Verbandes weder
hinsichtlich der Beurteilung des
Schutzumfangs der Marke noch
hinsichtlich der Anerkennung der
Dienstleistungsmarken.

(2) Jedes Land des besonderen
Verbandes behält sich vor, die



1770 143. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1982 — Nr. 340

Klassifikation als Haupt- oder
Nebenklassifikation anzuwenden.

(3) Die zuständigen Behörden
der Länder des besonderen Ver-
bandes werden in den Urkunden
und amtlichen Veröffentlichun-
gen über die Eintragung von
Marken die Nummern der Klas-
sen der Klassifikation angeben, in
welche die Waren oder Dienstlei-
stungen gehören, für welche die
Marke eingetragen ist.

(4) Die Tatsache, daß eine
Benennung in die alphabetische
Liste aufgenommen ist, berührt in
keiner Weise die Rechte, die an
dieser Benennung etwa bestehen.

Artikel 3

Sachverständigenausschuß

(1) Es wird ein Sachverständi-
genausschuß gebildet, in dem
jedes Land des besonderen Ver-
bandes vertreten ist.

(2) a) Der Generaldirektor
kann und, wenn der Sachverstän-
digenausschuß es beantragt, wird
Länder außerhalb des besonderen
Verbandes, die Mitglieder der
Organisation oder Vertragspar-
teien der Pariser Verbandsüber-
einkunft zum Schutz des gewerb-
lichen Eigentums sind, einladen,
sich den Sitzungen des Sachver-
ständigenausschusses durch
Beobachter vertreten zu lassen.

b) Der Generaldirektor lädt die
auf dem Gebiet der Marken spe-
zialisierten zwischenstaatlichen
Organisationen, von deren Mit-
gliedsländern mindestens eines
dem besonderen Verband ange-
hört, ein, sich in den Sitzungen
des Sachverständigenausschusses
durch Beobachter vertreten zu
lassen.

c) Der Generaldirektor kann
und, wenn der Sachverständigen-
ausschuß es beantragt, wird Ver-
treter anderer zwischenstaatlicher
und internationaler nichtstaatli-
cher Organisationen einladen, an
den sie interessierenden Beratun-
gen teilzunehmen.



143. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1982 - Nr. 340 1771

(3) Der Sachverständigenaus-
schuß

i) entscheidet über Abän-
derungen der Klassifi-
kation;

ii) richtet an die Länder
des besonderen Verban-
des Empfehlungen, um
den Gebrauch der Klas-
sifikation zu erleichtern
und ihre einheitliche
Anwendung zu för-
dern;

iii) trifft alle sonstigen
Maßnahmen, die, ohne
finanzielle Auswirkun-
gen auf den Haushalt
des besonderen Verban-
des oder auf die Orga-
nisation zu haben, zur
Erleichterung der
Anwendung der Klassi-
fikation durch die Ent-
wicklungsländer beitra-
gen;

iv) ist berechtigt, Unteraus-
schüsse und Arbeits-
gruppen einzusetzen.

(4) Der Sachverständigenaus-
schuß gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. Darin wird den in
Absatz 2 Buchstabe b bezeichne-
ten zwischenstaatlichen Organi-
sationen, die zur Weiterentwick-
lung der Klassifikation maßgeb-
lich beitragen können, die Mög-
lichkeit eingeräumt, an den Sit-
zungen der Unterausschüsse und
Arbeitsgruppen teilzunehmen.

(5) Vorschläge für Abänderun-
gen in der Klassifikation können
von der zuständigen Behörde
jedes Landes des besonderen Ver-
bandes, vom Internationalen
Büro, von jeder nach Absatz 2
Buchstabe b im Sachverständigen-
ausschuß vertretenen zwischen-
staatlichen Organisation und von
jedem Land oder jeder Organisa-
tion, das oder die vom Sachver-
ständigenausschuß eigens dazu
aufgefordert worden ist, unter-
breitet werden. Die Vorschläge
werden dem Internationalen Büro
übermittelt, das sie den Mitglie-
dern des Sachverständigenaus-
schusses und den Beobachtern
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spätestens zwei Monate vor der
Tagung des Sachverständigenaus-
schusses, in deren Verlauf sie
geprüft werden sollen, unterbrei-
tet.

(6) Jedes Land des besonderen
Verbandes verfügt über eine
Stimme.

(7) a) Vorbehaltlich des Buch-
stabens b faßt der Sachverstän-
digenausschuß seine Beschlüsse
mit einfacher Mehrheit der ver-
tretenen und abstimmenden Län-
der des besonderen Verbandes.

b) Beschlüsse über die
Annahme von Änderungen der
Klassifikation bedürfen einer
Mehrheit von vier Fünfteln der
vertretenen und abstimmenden
Länder des besonderen Verban-
des. Als Änderung ist jede Über-
führung von Waren oder Dienst-
leistungen aus einer Klasse in eine
andere oder jede Bildung einer
neuen Klasse anzusehen.

c) Die in Absatz 4 genannte
Geschäftsordnung sieht, außer in
besonderen Fällen, vor, daß die
Annahme von Änderungen der
Klassifikation am Ende bestimm-
ter Zeiträume erfolgt; die Länge
jedes Zeitraums wird vom Sach-
verständigenausschuß festgesetzt.

(8) Stimmenthaltung gilt nicht
als Stimmabgabe.

Artikel 4

Notifikation, Inkrafttreten und
Veröffentlichung der

Abänderungen

(1) Das Internationale Büro
notifiziert den zuständigen
Behörden der Länder des beson-
deren Verbandes die vom Sach-
verständigenausschuß beschlosse-
nen Abänderungen sowie die
Empfehlungen des Sachverstän-
digenausschusses. Die Änderun-
gen treten sechs Monate nach
dem Zeitpunkt der Absendung
der Notifikation in Kraft. Jede
andere Abänderung tritt zu dem
Zeitpunkt in Kraft, den der Sach-
verständigenausschuß bei der
Annahme der Abänderung fest-
legt.
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(2) Das Internationale Büro
nimmt die in Kraft getretenen
Abänderungen in die Klassifika-
tion auf. Diese Abänderungen
werden in den Zeitschriften ver-
öffentlicht, die von der in Arti-
kel 5 genannten Versammlung
bestimmt werden.

Artikel 5

Versammlung des besonderen
Verbandes

(1) a) Der besondere Verband
hat eine Versammlung, die sich
aus den Ländern zusammensetzt,
die diese Fassung des Abkom-
mens ratifiziert haben oder ihr
beigetreten sind.

b) Die Regierung jedes Landes
wird durch einen Delegierten ver-
treten, der von Stellvertretern,
Beratern und Sachverständigen
unterstützt werden kann.

c) Die Kosten jeder Delegation
werden von der Regierung getra-
gen, die sie entsandt hat.

(2) a) Die Versammlung, vor-
behaltlich der Artikel 3 und 4,

i) behandelt alle Fra-
gen betreffend die
Erhaltung und die
Entwicklung des
besonderen Verban-
des sowie die
Anwendung dieses
Abkommens;

ii) erteilt dem Interna-
tionalen Büro Wei-
sungen für die Vor-
bereitung der Revi-

sionskonferenzen
unter gebührender
Berücksichtigung der
Stellungnahmen der
Länder des besonde-
ren Verbandes, die
diese Fassung des
Abkommens weder
ratifiziert haben
noch ihr beigetreten
sind;

iii) prüft und billigt die
Berichte und die
Tätigkeit des Gene-

208
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raldirektors der
Organisation (im fol-
genden als „General-
direktor" bezeich-
net) betreffend den
besonderen Verband
und erteilt ihm alle

zweckdienlichen
Weisungen in Fra-
gen, die in die
Zuständigkeit des
besonderen Verban-
des fallen;

iv) legt das Programm
fest, beschließt den

Dreijahres-Haus-
haltsplan des beson-
deren Verbandes
und billigt seine

Rechnungsab-
schlüsse;

v) beschließt die
Finanzvorschriften

des besonderen Ver-
bandes;

vi) bildet, außer dem in
Artikel 3 genannten

Sachverständigen-
ausschuß, die ande-
ren Sachverständi-
genausschüsse und
Arbeitsgruppen, die
sie zur Verwirkli-
chung der Ziele des
besonderen Verban-
des für zweckdien-
lich hält;

vii) bestimmt, welche
Nichtmitgliedländer
des besonderen Ver-
bandes, welche zwi-
schenstaatlichen und
welche internationa-
len nichtstaatlichen
Organisationen zu
ihren Sitzungen als
Beobachter zugelas-
sen werden;

viii) beschließt Änderun-
gen der Artikel 5 bis
8;

ix) nimmt jede andere
Handlung vor, die
zur Erreichung der
Ziele des besonderen
Verbandes geeignet
ist;

x) nimmt alle anderen
Aufgaben wahr, die
sich aus diesem
Abkommen ergeben.
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b) Über Fragen, die auch für
andere von der Organisation ver-
waltete Verbände von Interesse
sind, entscheidet die Versamm-
lung nach Anhörung des Koordi-
nierungsausschusses der Organi-
sation.

(3) a) Jedes Mitgliedland der
Versammlung verfügt über eine
Stimme.

b) Die Hälfte der Mitgliedlän-
der der Versammlung bildet das
Quorum (die für die Beschlußfä-
higkeit erforderliche Mindest-
zahl).

c) Ungeachtet des Buchstabens
b kann die Versammlung
Beschlüsse fassen, wenn während
einer Tagung die Zahl der vertre-
tenen. Länder zwar weniger als
die Hälfte, aber mindestens ein
Drittel der Mitgliedländer der
Versammlung beträgt; jedoch
werden diese Beschlüsse mit Aus-
nahme der Beschlüsse über das
Verfahren der Versammlung nur
dann wirksam, wenn die folgen-
den Bedingungen erfüllt sind:
Das Internationale Büro teilt
diese Beschlüsse den Mitgliedlän-
dern der Versammlung mit, die
nicht vertreten waren, und lädt
sie ein, innerhalb einer Frist von
drei Monaten vom Zeitpunkt der
Mitteilung an schriftlich ihre
Stimme oder Stimmenthaltung
bekanntzugeben. Entspricht nach
Ablauf der Frist die Zahl der Län-
der, die auf diese Weise ihre
Stimme oder Stimmenthaltung
bekanntgegeben haben, minde-
stens der Zahl der Länder, die für
die Erreichung des Quorums
während der Tagung gefehlt
hatte, so werden die Beschlüsse
wiksam, sofern gleichzeitig die
erforderliche Mehrheit noch vor-
handen ist.

d) Vorbehaltlich des Artikels 8
Absatz 2 faßt die Versammlung
ihre Beschlüsse mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der abge-
gebenen Stimmen.

e) Stimmenthaltung gilt nicht
als Stimmabgabe.

f) Ein Delegierter kann nur ein
Land vertreten und nur in dessen
Namen abstimmen.

209
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g) Die Länder des besonderen
Verbandes, die nicht Mitglied der
Versammlung sind, werden zu
den Sitzungen der Versammlung
als Beobachter zugelassen.

(4) a) Die Versammlung tritt
nach Einberufung durch den
Generaldirektor alle drei Jahre
einmal zu einer ordentlichen
Tagung zusammen, und zwar,
abgesehen von außergewöhnli-
chen Fällen, zu derselben Zeit
und an demselben Ort wie die
Generalversammlung der Organi-
sation.

b) Die Versammlung tritt nach
Einberufung durch den General-
direktor zu einer außerordentli-
chen Tagung zusammen, wenn
ein Viertel der Mitgliedländer der
Versammlung es verlangt.

c) Die Tagesordnung jeder
Tagung wird vom Generaldirek-
tor vorbereitet.

(5) Die Versammlung gibt sich
eine Geschäftsordnung.

Artikel 6

Internationales Büro

(1) a) Die Verwaltungsaufga-
ben des besonderen Verbandes
werden vom Internationalen Büro
wahrgenommen.

b) Das Internationale Büro
bereitet insbesondere die Sitzun-
gen der Versammlung und des

Sachverständigenausschusses
sowie aller anderen Sachverstän-
digenausschüsse und Arbeitsgrup-
pen, die die Versammlung oder
der Sachverständigenausschuß
bilden kann, vor und besorgt das
Sekretariat dieser Organe.

c) Der Generaldirektor ist der
höchste Beamte des besonderen
Verbandes und vertritt diesen
Verband.

(2) Der Generaldirektor und
die von ihm bestimmten Mitglie-
der des Personals nehmen ohne
Stimmrecht teil an allen Sitzun-
gen der Versammlung und des

Sachverständigenausschusses
sowie aller anderen Sachverstän-
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digenausschüsse oder Arbeits-
gruppen, die die Versammlung
oder der Sachverständigenaus-
schuß bilden kann. Der General-
direktor oder ein von ihm
bestimmtes Mitglied des Perso-
nals ist von Amts wegen Sekretär
dieser Organe.

(3) a) Das Internationale Büro
bereitet nach den Weisungen der
Versammlung die Konferenzen
zur Revision der Bestimmungen
des Abkommens mit Ausnahme
der Artikel 5 bis 8 vor.

b) Das Internationale Büro
kann bei der Vorbereitung der
Revisionskonferenzen zwischen-
staatliche sowie internationale
nichtstaatliche Organisationen
konsultieren.

c) Der Generaldirektor und die
von ihm bestimmten Personen
nehmen ohne Stimmrecht an den
Beratungen dieser Konferenzen
teil.

(4) Das Internationale Büro
nimmt alle anderen Aufgaben
wahr, die ihm übertragen werden.

Artikel 7

Finanzen

(1) a) Der besondere Verband
hat einen Haushaltsplan.

b) Der Haushaltsplan des
besonderen Verbandes umfaßt
die eigenen Einnahmen und Aus-
gaben des besonderen Verbandes,
dessen Beitrag zum Haushalts-
plan der gemeinsamen Ausgaben
der Verbände sowie gegebenen-
falls den dem Haushaltsplan der
Konferenz der Organisation zur
Verfügung gestellten Betrag,

c) Als gemeinsame Ausgaben
der Verbände gelten die Ausga-
ben, die nicht ausschließlich dem
besonderen Verband, sondern
auch einem oder mehreren ande-
ren von der Organisation verwal-
teten Verbänden zuzurechnen
sind. Der Anteil des besonderen
Verbandes an diesen gemeinsa-
men Ausgaben entspricht dem
Interesse, das der besondere Ver-
band an ihnen hat.



1778 143. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1982 — Nr. 340

(2) Der Haushaltsplan des
besonderen Verbandes wird unter
Berücksichtigung der Notwen-
digkeit seiner Abstimmung mit
den Haushaltsplänen der anderen
von der Organisation verwalteten
Verbände aufgestellt.

(3) Der Haushaltsplan des
besonderen Verbandes umfaßt
folgende Einnahmen:

i) Beiträge der Länder des
besonderen Verbandes;

ii) Gebühren und Beträge
für Dienstleistungen des
Internationalen Büros
im Rahmen des beson-
deren Verbandes;

iii) Verkaufserlöse und
andere Einkünfte aus
Veröffentlichungen des
Internationalen Büros,
die den besonderen
Verband betreffen;

iv) Schenkungen, Ver-
mächtnisse und Zuwen-
dungen;

v) Mieten, Zinsen und
andere verschiedene
Einkünfte.

(4) a) Jedes Land des besonde-
ren Verbandes wird zur Bestim-
mung seines Beitrags im Sinne
des Absatzes 3 Ziffer i in die
Klasse eingestuft, in die es im
Pariser Verband zum Schutz des
gewerblichen Eigentums einge-
stuft ist, und zahlt seine Jahres-
beiträge auf der Grundlage der
für diese Klasse im Pariser Ver-
band festgesetzten Zahl von Ein-
heiten.

b) Der Jahresbeitrag jedes Lan-
des des besonderen Verbandes
besteht aus einem Betrag, der in
demselben Verhältnis zu der
Summe der Jahresbeiträge aller
Länder zum Haushaltsplan des
besonderen Verbandes steht wie
die Zahl der Einheiten der Klasse,
in die das Land eingestuft ist, zur
Summe der Einheiten aller Län-
der.

c) Die Beiträge werden am
1. Januar jedes Jahres fällig.
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d) Ein Land, das mit der Zah-
lung seiner Beiträge im Rück-
stand ist, kann sein Stimmrecht in
keinem der Organe des besonde-
ren Verbandes ausüben, wenn der
rückständige Betrag die Summe
der von ihm für die zwei vorher-
gehenden vollen Jahre geschulde-
ten Beiträge erreicht oder über-
steigt. Jedoch kann jedes dieser
Organe einem solchen Land
gestatten, das Stimmrecht in die-
sem Organ weiter auszuüben,
wenn und solange es überzeugt
ist, daß der Zahlungsrückstand
eine Folge außergewöhnlicher
und unabwendbarer Umstände
ist.

e) Wird der Haushaltsplan
nicht vor Beginn eines neuen
Rechnungsjahres beschlossen, so
wird der Haushaltsplan des Vor-
jahres nach Maßgabe der Finanz-
vorschriften übernommen.

(5) Die Höhe der Gebühren
und Beträge für Dienstleistungen
des Internationalen Büros im
Rahmen des besonderen Verban-
des wird vom Generaldirektor
festgesetzt, der der Versammlung
darüber berichtet.

(6) a) Der Verband hat einen
Betriebmittelfonds, der durch
eine einmalige Zahlung jedes
Landes des besonderen Verban-
des gebildet wird. Reicht der
Fonds nicht mehr aus, so
beschließt die Versammlung seine
Erhöhung.

b) Die Höhe der erstmaligen
Zahlung jedes Landes zu diesem
Fonds oder sein Anteil an dessen
Erhöhung ist proportional zu
dem Beitrag dieses Landes für das
Jahr, in dem der Fonds gebildet
oder die Erhöhung beschlossen
wird.

c) Dieses Verhältnis und die
Zahlungsbedingungen werden
von der Versammlung auf Vor-
schlag des Generaldirektors und
nach Äußerung des Koordinie-
rungsausschusses der Organisa-
tion festgesetzt.

(7) a) Das Abkommen über
den Sitz, das mit dem Land
geschlossen wird, in dessen
Hoheitsgebiet die Organisation
ihren Sitz hat, sieht vor, daß die-
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ses Land Vorschüsse gewährt,
wenn der Betriebmittelfonds
nicht ausreicht. Die Höhe dieser
Vorschüsse und die Bedingungen
unter denen sie gewährt werden,
sind in jedem Fall Gegenstand
besonderer Vereinbarungen zwi-
schen diesem Land und der
Organisation.

b) Das unter Buchstabe a
bezeichnete Land und die Orga-
nisation sind berechtigt, die Ver-
pflichtung zur Gewährung von
Vorschüssen durch schriftliche
Notifikation zu kündigen. Die
Kündigung wird drei Jahre nach
Ablauf des Jahres wirksam, in
dem sie notifiziert worden ist.

(8) Die Rechnungsprüfung
wird nach Maßgabe der Finanz-
vorschriften von einem oder meh-
reren Ländern des besonderen
Verbandes oder von außenste-
henden Rechnungsprüfern vorge-
nommen, die mit ihrer Zustim-
mung von der Versammlung
bestimmt werden.

Artikel 8

Änderungen der Artikel 5 bis 8

(1) Vorschläge zur Änderung
der Artikel 5, 6, 7 und dieses Arti-
kels können von jedem Mitglied-
land der Versammlung oder vom
Generaldirektor vorgelegt wer-
den. Diese Vorschläge werden
vom Generaldirektor mindestens
sechs Monate, bevor sie in der
Versammlung beraten werden,
den Mitgliedländern der Ver-
sammlung mitgeteilt.

(2) Jede Änderung der in
Absatz 1 bezeichneten Artikel
wird von der Versammlung
beschlossen. Der Beschluß
erfordert drei Viertel der abgege-
benen Stimmen; jede Änderung
des Artikels 5 und dieses Absatzes
erfordert jedoch vier Fünftel der
abgegebenen Stimmen.

(3) Jede Änderung der in
Absatz 1 bezeichneten Artikel
tritt einen Monat nach dem Zeit-
punkt in Kraft, zu dem die
schriftlichen Notifikationen der
verfassungsmäßig zustande
gekommenen Annahme des
Änderungsvorschlags von drei
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Vierteln der Länder, die im Zeit-
punkt der Beschlußfassung über
die Änderung Mitglied der Ver-
sammlung waren, beim General-
direktor eingegangen sind. Jede
auf diese Weise angenommene
Änderung der genannten Artikel
bindet alle Länder, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens der
Änderung Mitglied der Ver-
sammlung sind oder später Mit-
glied werden; jedoch bindet die
Änderung, die die finanziellen
Verpflichtungen der Länder des
besonderen Verbandes erweitert,
nur die Länder, die die Annahme
dieser Änderung notifiziert
haben.

Artikel 9

Ratifikation und Beitritt;
Inkrafttreten

(1) Jedes Land des besonderen
Verbandes kann diese Fassung
des Abkommens ratifizieren,
wenn es sie unterzeichnet hat,
oder ihr beitreten, wenn es sie
nicht unterzeichnet hat.

(2) Jedes dem besonderen Ver-
band nicht angehörende Ver-
tragsland der Pariser Verbands-
übereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums kann
dieser Fassung des Abkommens
beitreten und dadurch ein Land
des besonderen Verbandes wer-
den.

(3) Die Ratifikations- und Bei-
trittsurkunden werden beim
Generaldirektor hinterlegt.

(4) a) Diese Fassung des
Abkommens tritt drei Monate,
nachdem die folgenden Bedin-
gungen erfüllt sind, in Kraft:

i) sechs oder mehr Länder
haben ihre Ratifika-
tions- oder Beitrittsur-
kunden hinterlegt;

ii) mindestens drei dieser
Länder sind Länder, die
zu dem Zeitpunkt, zu
dem diese Fassung zur
Unterzeichnung aufge-
legt wird, Länder des
besonderen Verbandes
sind.
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b) Das Inkrafttreten nach
Buchstabe a ist für die Länder
wirksam, die mindestens drei
Monate vor diesem Inkrafttreten
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunden hinterlegt haben.

c) Für jedes Land, das nicht
unter Buchstabe b fällt, tritt diese
Fassung des Abkommens drei
Monate nach dem Zeitpunkt der
Notifizierung seiner Ratifikation
oder seines Beitritts durch den
Generaldirektor in Kraft, sofern
in der Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde nicht ein späterer
Zeitpunkt angegeben ist. In die-
sem Fall tritt diese Fassung des
Abkommens für das betreffende
Land zu dem angegebenen Zeit-
punkt in Kraft.

(5) Die Ratifikation oder der
Beitritt bewirkt von Rechts wegen
die Annahme aller Bestimmungen
und die Zulassung zu allen Vor-
teilen dieser Fassung des Abkom-
mens.

(6) Nach dem Inkrafttreten
dieser Fassung des Abkommens
kann ein Land frühere Fassungen
dieses Abkommens nicht mehr
ratifizieren oder ihnen beitreten.

Artikel 10

Geltungsdauer

Dieses Abkommen hat dieselbe
Geltungsdauer wie die Pariser
Verbandsübereinkunft zum
Schutz des gewerblichen Eigen-
tums.

Artikel 11

Revision

(1) Dieses Abkommen kann
von Zeit zu Zeit von Konferen-
zen der Länder des besonderen
Verbandes Revisionen unterzo-
gen werden.

(2) Die Einberufung einer
Revisionskonferenz wird von der
Versammlung beschlossen.

(3) Die Artikel 5 bis 8 können
entweder durch eine Revisions-
konferenz oder nach Artikel 8
geändert werden.
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Artikel 12

Kündigung

(1) Jedes Land kann diese Fas-
sung des Abkommens durch eine
an den Generaldirektor gerichtete
Notifikation kündigen. Diese
Kündigung bewirkt zugleich die
Kündigung aller früheren Fassun-
gen dieses Abkommens, die das
kündigende Land ratifiziert hat
oder denen es beigetreten ist, und
hat nur Wirkung für das Land,
das sie erklärt hat; für die übrigen
Länder des besonderen Verban-
des bleibt das Abkommen in
Kraft und wirksam.

(2) Die Kündigung wird ein
Jahr nach dem Tag wirksam, an
dem die Notifikation beim Gene-
raldirektor eingegangen ist.

(3) Das in diesem Artikel vor-
gesehene Kündigungsrecht kann
von einem Land nicht vor Ablauf
von fünf Jahren nach dem Zeit-
punkt ausgeübt werden, zu dem
es Mitglied des besonderen Ver-
bandes geworden ist.

Artikel 13

Verweisung auf Artikel 24 der
Pariser Verbandsübereinkunft

Die Bestimmungen des Arti-
kels 24 der Stockholmer Fassung
von 1967 der Pariser Verbands-
übereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums sind auf
dieses Abkommen anzuwenden;
falls jedoch diese Bestimmungen
in Zukunft geändert werden, so
ist die letzte Änderung auf dieses
Abkommen für die Länder des
besonderen Verbandes anzuwen-
den, die durch diese Änderung
gebunden sind.

Artikel 14

Unterzeichnung; Sprachen;
Aufgaben der

Hinterlegungsstelle;
Notifikationen

(1) a) Diese Fassung des
Abkommens wird in einer
Urschrift in englischer und fran-
zösischer Sprache unterzeichnet,
wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind, und beim Gene-
raldirektor hinterlegt.
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b) Amtliche Texte dieser Fas-
sung des Abkommens werden
vom Generaldirektor nach Bera-
tung mit den beteiligten Regie-
rungen und innerhalb von zwei
Monaten nach der Unterzeich-
nung dieser Fassung in den bei-
den anderen Sprachen, Russisch
und Spanisch, erstellt, in denen
neben den in Buchstabe a
genannten Sprachen verbindliche
Texte des Übereinkommens zur
Errichtung der Weltorganisation
für geistiges Eigentum unter-
zeichnet wurden.

c) Amtliche Texte dieser Fas-
sung des Abkommens werden
vom Generaldirektor nach Bera-
tung mit den beteiligten Regie-
rungen in arabischer, deutscher,
italienischer und portugiesischer
Sprache sowie in anderen Spra-
chen erstellt, welche die Ver-
sammlung bestimmen kann.

(2) Diese Fassung des Abkom-
mens liegt bis zum 31. Dezember
1977 zur Unterzeichnung auf.

(3) a) Der Generaldirektor
übermittelt zwei von ihm beglau-
bigte Abschriften des unterzeich-
neten Textes dieser Fassung des
Abkommens den Regierungen
aller Länder des besonderen Ver-
bandes sowie der Regierung jedes
anderen Landes, die es verlangt.

b) Der Generaldirektor über-
mittelt zwei von ihm beglaubigte
Abschriften jeder Änderung die-
ser Fassung des Abkommens den
Regierungen aller Länder des
besonderen Verbandes sowie der
Regierung jedes anderen Landes,
die es verlangt.

(4) Der Generaldirektor läßt
diese Fassung des Abkommens
beim Sekretariat der Vereinten
Nationen registrieren.

(5) Der Generaldirektor notifi-
ziert den Regierungen aller Ver-
tragsländer der Pariser Verbands-
übereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums

i) die Unterzeichnungen
nach Absatz 1;

ii) die Hinterlegungen von
Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden nach
Artikel 9 Absatz 3;
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iii) den Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser
Fassung des Abkom-
mens nach Artikel 9
Absatz 4 Buchstabe a;

iv) die Annahme der Ände-
rungen dieser Fassung
nach Artikel 8 Absatz 3;

v) die Zeitpunkte, zu
denen diese Änderun-
gen in Kraft treten;

vi) die Kündigungen, die
nach Artikel 12 einge-
hen.

Zu Urkund dessen haben die
Unterfertigten, hiezu ordnungs-
gemäß bevollmächtigt, diese Akte
unterschrieben.

Geschehen zu Genf am drei-
zehnten Mai neunzehnhundert-
siebenundsiebzig.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 19. Mai 1982 beim Generaldirektor der WIPO hinterlegt; das Abkommen tritt gemäß
seinem Art. 9 Abs. 4 lit. c für Österreich am 21. August 1982 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der WIPO haben folgende weitere Staaten das Abkommen
ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Australien, Benin, Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin-West), Dänemark, Deutsche
Demokratische Republik, Finnland, Frankreich, Irland, Monaco, Niederlande, Norwegen, Portugal,
Schweden, Spanien, Suriname, Tschechoslowakei, Ungarn und Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland.

Kreisky
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